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In dem Rechtsstreit

Verkündet

am 290 September 1964

Beklagte und Revisionsklägerin,

gegen
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Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 4° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 290 September 1964, an

der mitgewirkt haben

Senatspräsident P e n q u i t t
als Vorsitzender,

Bundesrichter S c h m i t t und

Bundesrichter M e l l w i t z
als weitere Berufsrichter‚

Bundessozialrichter S c h m i d t und

Bundessozialrichter B e n e d y 0 z u k
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland—

Pfalz vom 11„ Oktober 1961 und das Urteil des

Sozialgerichts Koblenz vom 260 November 1959

werden aufgehobeno

Die Klage wird abgewieseno

Kosten sind nicht zu erstatten„
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Die Klägerin setzt als Rechtsnachfolgerin den Rechtsstreit

fort, den ihr Vater, der Versicherte Josef 81 ii”$; bis

‘zu seinem Tode am 3. September 1962 gegen die Beklagte auf

Vornahme der Vergleichsberechnung nach Art„ 2 @ 42 des

Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (ArVNG)

und Gewährung der sich danach ergebenden höheren Rente

geführt hat°

Der Vater der Klägerin bezog seit dem 1° Juni 1958 Rente

wegen Berufsunfähigkeit in Höhe von 50,— DM monatliche

Diese Rente war nach dem Recht berechnet, das seit dem

Inkrafttreten des ArVNG (1° Januar 1957) gilto Die Be—

rechnung der Rente nach dem vor dem 10 Januar 1957 gelten—

den Recht lehnte die Beklagte ab, weil der Versicherte in

den Jahren 1951 bis 1957 nur 57 Monatsbeiträge geleistet

und damit beim Eintritt des Versieherungsfalls im Jahre

1958 keine neue Wartezeit, die 60 Monatsbeiträge erfordert

haben würde? erfüllt habe„ Der Versicherte entriehtete

bis zum Jahre 1938 646 Wochenbeiträge; vom Jahre 1951 an

setzte er seine Versicherung freiwillig fort und leistete

für die Jahre 1951 bis 1957 insgesamt 57 Monatsbeiträgc,

davon 9 im Jahre 19570

Das Sozialgericht (SG) hat auf die Klage des Versicherten

hin die Beklagte verurteilt, die Rente nach den bis zum

51° Dezember 1956 geltenden Bestimmungen zu berechnen„

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der Beklag—

ten gegen dieses Urteil zurückgewiesen„ Es ist der An—

sicht, daß der Versicherte die Voraussetzungen des Art° 2

9 42 ArVNG erfüllt und deshalb Anspruch auf die Vergleichs—
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berechnung und Zahlung der höheren Rente gehabt habe° Am

1° Januar 1957 sei aus — umgerechnet — 48 Monatsbeiträgen,

die für die Jahre 1951 bis 1956 mit jeweils mindestens

26 Wochenbeiträgen jährlich entrichtet worden seien, die
Ahwartsehaft nach 5 1264 der Reichsversicherungsordnung

(RVO) aF erhalten gewesen° Es sei ohne Bedeutung, daß die

Anwartschaft aus den früheren, bis zum Jahre 1958 ge—
leisteten Beiträgen erloschen und die Halbdeckung des

@ 1265 RVG aF nicht erreicht gewesen sei; es müsse aus—

reichen, daß am 1° Januar 1957 die Anwartschaft aus einem

Teil der bis dahin entrichteten Beiträge erhalten gewesen

sei, Die Wartezeit brauche nicht mit Beiträgen, aus denen

die Anwartschaft an diesem Tag erhalten gewesen sei, er—

füllt zu sein°

Das LSG hat die Revision zugelassen°

Mit der Revision beantragt die Beklagte,

das Urteil des LSG Rheinland—Pfalz vom
11° Oktober 1961 und das Urteil des SG Koblenz

vom 26° November 1959 aufzuheben und die Klage

abzuweisen°

Sie rügt, das LSG habe Art° 2 © 42 ArVNG unriehtig angewandt,

Sie ist der Ansicht, die Vergleichsberechnung nach Art° 2

5 42 ArVNG könne nur dann angestellt werden, wenn beim

Eintritt des Versicherungsfalles die Wartezeit erfüllt sei

mit Beiträgen, die seit dem 1° Januar 1957 geleistet worden

seien, und solchen früheren, aus denen zu diesem Tag die

Anwartsehaft nach den Vorschriften des früheren Rechts er—

halten gewesen sei„

Die Klägerin war im Verfahren vor dem Bundessozialgericht

(BSG) nicht vertreten°
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Die Revision ist zulässig und begründet° Entgegen der Auf—

fassung des LSG liegen die Voraussetzungen des Art° 2 5 42

ArVNG für eine Vergleichsbercchnung nicht vera

Das Berufungsgericht geht zutreffend davon aus? daß es für

die Vergleichsberechnung des Art° 2 © 42 ArVNG genügt9 wenn

auch nur aus einem vor dem 10 Januar 1957 entriehteten

Beitrag zu diesem Zeitpunkt die Anwartschaft nach altem

Recht erhalten waro Das entspricht der ständigen Recht—

sprechung des BSG (BSG 10, 139)° Der Vater der Klägerin

hatte zum 10 Januar 1957 zumindest aus den im Jahre 1956

für dieses Jahr entrichteten Beiträgen die Anwartschaft

nach 5 1264 EVO aF erhaltene Entgegen der Ansicht des LSG

muß jedoch, wie das BSG inzwischen ebenfalls entschieden hat,

zur Zeit des Eintritts des Versieherungsfalles die Warte—

zeit mit Beiträgen, aus denen zum 10 Januar 1957 die An—

wartsehaft erhalten war, zuzüglich der nach dem 51° Dezem—

ber 1956 entriehteten Beiträge erfüllt sein, damit der An—

spruch auf Vergleichsbereehnung nach Art° 2 5 42 ArVNG be—

gründet ist (BSG 15, 271)„ Diese Voraussetzung ist im vor—
liegenden Rechtsstreit nicht gegeben„ Der Vater der Klä—

gerin hat nach dem Erlöschen der Anwartschaft aus seinen

bis 1958 entriehteten Beiträgen die Versicherung im Jahre

1951 neu begonnen, aber bis zum Eintritt des Versicherungs—

falles nur 57 Beitragsmonate zurückgelegto Damit ist keine

neue Wartezeit von 60 Kalendermonaten (@ 1262 RVG a?) er—

füllt, so daß kein Anspruch auf die Vergleichsberechnung

und Zahlung einer höheren Rente besteht„
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Die Revision der Beklagten ist somit begründet.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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